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Frank W. Haubold wurde 1955 in Frankenberg (Sachsen) geboren. Nach dem Abitur studierte er Informatik und Biophysik in Dresden und Berlin. Seit 1989 schreibt er Romane, Erzählungen und Kurzgeschichten unterschiedlicher Genres (Science Fiction, Phantastik, Gegenwart) und gewann mehrere Literaturpreise. Einige seiner Erzählungen wurden übersetzt und erschienen u. a. in Russland, Irland, Italien und den USA. Zuletzt erschien die Novellensammlung Jenseits der Dunkelheit (2018). Seit einigen Jahren engagiert sich der Autor auch politisch durch Artikel und Blogbeiträge u. a. für das libertäre Magazin „eigentümlich frei“. 


      


    








   









Redaktionelle Vorbemerkung 


      


    Die Mehrzahl der nachfolgend zusammengestellten Beiträge erschien zuerst in der Online-Ausgabe des libertären Magazins „eigentümlich frei“. Eine Aufstellung der Online-Beiträge findet sich unter:  


    http://ef-magazin.de/autor/frank-w-haubold 


      


    








   









 


      


    Überzeugungen sind gefährlichere Feinde der Wahrheit als Lügen. 


    Friedrich Nietzsche 


      


    Die Wahrheit ist in dieser Zeit so sehr verdunkelt und die Lüge so allgemein verbreitet, dass man die Wahrheit nicht erkennen kann, wenn man sie nicht liebt.  


     Blaise Pascal  


      


  


  




 

    Zum Geleit 


      


    Wieder ist ein Jahr vergangen und die pessimistischen Voraussagen in den Vorgängerbänden (zuletzt „Verlorenes Land“, 2017) haben sich nicht nur bestätigt, sondern wurden von der Realität sogar noch übertroffen. Die Verwahrlosung des öffentlichen Raumes hat mittlerweile ein Ausmaß angenommen, dass es die wenigsten Meldungen über Straftaten in diesem Bereich überhaupt noch in die Schlagzeilen schaffen. 


    Der grausame Sexualmord an der 14-jährigen Schülerin Susanna F., der zuletzt die Gemüter erregte, offenbarte noch einmal schlaglichtartig das schändliche Versagen von Politik und Behörden, die entweder nicht imstande oder nicht willens sind, die Bevölkerung selbst vor polizeibekannten und abschiebepflichtigen Gewalttätern zu schützen.  


    Obwohl Politik und Medien nicht müde werden, die ausufernde Zuwandererkriminalität zu verharmlosen, zu relativieren oder gleich ganz zu verleugnen („Flüchtlinge nicht krimineller als Einheimische“), belegen selbst hochoffizielle Kriminalstatistiken die Haltlosigkeit dieser Beschwichtigungsversuche. 


    So wurden gemäß BKA-Bundeslagebild 2017 im Betrachtungsjahr fast 40.000 Deutsche Opfer von Straftaten mit mindestens einem Zuwanderer als Tatverdächtigem. Das sind fast 24 Prozent mehr als 2016. Bei den Sexualstraftaten hat sich die Opferzahl gegenüber dem Vorjahr sogar mehr als verdoppelt, was keineswegs allein der Erweiterung des Straftatbestandes geschuldet ist, wie ebenso häufig wie wahrheitswidrig behauptet wird. Damit wurden an jedem einzelnen Tag des Jahres mehr als sieben Deutsche Opfer einer Sexualstraftat durch Zuwanderer. Vor diesem Hintergrund verwundert es kaum, dass sich gemäß einer repräsentativen Umfrage aus dem Jahr 2017 58 Prozent der Frauen in der Öffentlichkeit weniger sicher fühlen als vor 2015. 


    Wer nun allerdings meinte, dass diese durchaus dramatische Entwicklung das Wahlverhalten der Bundesbürger in nennenswerter Weise beeinflussen könnten, der sah sich spätestens zur Bundestagswahl am 24. September getäuscht. Nur knapp 25% der Wähler stimmten für zuwanderungskritische Parteien (AfD, FDP), während die Mehrheit erneut für jene Parteien und Personen votierte, die für das Dilemma politisch verantwortlich waren und sind. 


    Ob dieses ambivalente, wenn nicht gar schizophrene Verhalten vorrangig medien- und propagandainduziert ist, reiner Ignoranz entspringt oder gar Ausdruck der vielzitierten Todessehnsucht der Deutschen ist, vermag ich nicht zu beurteilen. In jedem Fall ist es Ausdruck einer gestörten Realitätswahrnehmung und gleicht dem einer Person, die aus dem 50. Stock eines Gebäudes stürzt und auf Höhe der zehnten Etage feststellt: „Bis jetzt ging doch alles gut.“ 


    Dass es bei Beibehaltung der gegenwärtigen Politik weder gut gehen kann noch wird, ist eine Einsicht, der sich die meisten unserer Landsleute zumindest so lange verweigern, bis sie selbst direkt betroffen sind. Das Sprichwort „Aus Schaden wird man klug“ hat zwar weiterhin seine Berechtigung, aber leider wohl nur im Sinne von „aus eigenem Schaden“. Solange dieser ausbleibt, übt man sich in Verdrängung oder bemüht das Sankt-Florians-Prinzip: „Heiliger Sankt Florian / Verschon’ mein Haus / Zünd’ and’re an!“, wobei sich zur Beruhigung des eigenen Gewissens immer Gründe finden lassen, weshalb das jeweilige Opfer die Straftat durch sein Verhalten selbst herausgefordert hätte.  


    Der Preis für die wohl schäbigste öffentliche Äußerung in diesem Kontext gebührt einem Medienschaffenden namens Werner Kolhoff, der den Sexualmord an Susanna F. wie folgt kommentierte: „Ein pubertierendes Mädchen treibt sich im Umfeld von Heimen mit Jungs herum – so etwas geht nicht immer gut. Die Tat, so abscheulich sie ist, hat nichts mit der Nationalität von Opfer und Tätern zu tun. Die hätte auch umgekehrt verteilt sein können.“ Insbesondere der Nachsatz ist an Perfidie und Verlogenheit kaum zu überbieten und symptomatisch für die moralische Verwahrlosung der politisch-medialen Kaste hierzulande.  


    Wie groß die Angst dieser Klientel vor dem Verlust der Deutungshoheit ist, zeigen nicht nur die Versuche, unerwünschte Äußerungen zu kriminalisieren, sondern auch die Sperrung oder Zensur fast sämtlicher Rubriken für Leserkommentare in den Online-Angeboten der etablierten Medien. 


    Die ausufernde Zuwanderer-Kriminalität ist jedoch nur eine der verheerenden Auswirkungen der von der Merkel-Regierung veranlassten Grenzöffnung für jedermann. Wenn drei Jahre nach der Grenzöffnung gemäß „FAZ“-Angaben 588.000 der 699.000 in Deutschland lebenden Syrer Hartz IV-Leistungen beziehen, dann wird deutlich, in welchem Maße die Neuankömmlinge die Sozialsysteme belasten. Dies trifft allerdings nicht nur auf Asylbewerber zu, sondern auch auf Armutsflüchtlinge aus EU-Staaten wie Rumänien und Bulgarien, die nach wie vor zu Zehntausenden ins Land strömen. Auch hierfür trägt die Merkel-Regierung entscheidende Mitverantwortung, da sie trotz der zu erwartenden Verwerfungen den EU-Beitritt dieser Staaten massiv befördert hat. Inzwischen haben mehr als 55 Prozent der Hartz-IV-Empfänger einen Migrationshintergrund gegenüber 43 Prozent im Jahr 2013. 


    Es würde jedoch den Rahmen dieses Geleitwortes sprengen, sämtliche Fehlleistungen der politisch Verantwortlichen zum Schaden unseres Landes aufzuführen, denn ihre Zahl ist Legion. Abhilfe ist leider kaum in Sicht, zu groß sind Trägheit, Desinteresse und Obrigkeitshörigkeit weiter Teile der Bevölkerung.  


    Eines der wenigen erfreulichen Zeichen ist dagegen die „Gemeinsame Erklärung 2018“, die trotz politischer und medialer Diffamierungskampagnen von mehr als 150.000 Bürgern, darunter zahlreiche Akademiker und Künstler, unterzeichnet wurde. Es lohnt sich also, das zarte Pflänzchen zivilen Widerstands zu pflegen, auch wenn das Licht am Ende des Tunnels noch so fern erscheint.  
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 Eine schallende Ohrfeige für das Medienkartell 


    Propaganda statt Berichterstattung 


      


    Die in Frankfurt am Main ansässige Otto-Brenner-Stiftung ist eine Stiftung der Gewerkschaft IG Metall und steht keineswegs in dem Ruf, konservativ oder gar zeitgeistkritisch zu sein. Ähnliches gilt für den Autor der Studie „Die ‚Flüchtlingskrise‘ in den Medien – Tagesaktueller Journalismus zwischen Meinung und Information“, die unlängst als Arbeitsheft 93 der OBS erschien, Professor Michael Haller, der selbst viele Jahre lang als Redakteur und Ressortleiter bei „Spiegel“ und „Zeit“ beschäftigt war, bevor er als Medienwissenschaftler an der Universität Leipzig tätig wurde. 


    So enthält die Studie  auch keinerlei zeitgeistkritische Ansätze, sondern verteidigt sogar einleitend den irreführenden Begriff „Flüchtlinge“, den Politik und Medien für sämtliche Zuwanderer vom Kriegsflüchtling über den Sozialtouristen bis hin zum Glücksritter und Kriminellen verwenden. Auch die offenkundige Disproportion der Geschlechter bei den angeblich „in ihrer physischen Existenz Bedrohten“ spielt in der Studie keine Rolle. Sie befasst sich vereinfacht dargestellt mit zwei Fragen. Erstens: War die Berichterstattung der Medien über die Flüchtlingsthematik parteiergreifend beziehungsweise einseitig? Zweitens: Haben sich die Leitmedien mit der „politischen und wirtschaftlichen Elite“ verbündet und Andersdenkende missachtet? Zu diesem Zweck wurden rund 35.000 Zeitungsartikel analysiert unter besonderer Berücksichtigung der Leitmedien „FAZ“, „Süddeutsche Zeitung“ und „Die Welt“ (gelegentlich unter Ergänzung der „Bild“-Zeitung). 


    Thematisiert wurde zunächst, wer in besagten Beiträgen überhaupt zu Wort kam (Akteure/Sprecher). Zu 62,5 Prozent war dies die Politik selbst! Rechnet man die Äußerungen der Judikative und der Verwaltung auf Bundes- und Landesebene hinzu, kommt man sogar auf 75 Prozent „Staatsquote“. Eine derartige Dominanz findet man sonst nur in totalitären Staaten. Unter der Überschrift „Regierungsparteien dominieren den Diskurs“ stellt die Studie auch fest: „Die rechtsnationalen – auf Bundesebene außerparlamentarischen, in Länderparlamenten aber gut vertretenen – Akteure der AfD waren für die Berichterstatter offenbar irrelevant.“ Unabhängig von dem ideologischen Kampfbegriff „rechtsnational“ ist das allerdings keine überraschende Erkenntnis. Quantitativ weist die Studie einen „Sprecheranteil“ von 0,1 Prozent für die AfD aus (gegenüber 53,4 Prozent für die CDU/CSU). Die einzig zuwanderungskritische Partei erhielt also in den Medien keinerlei Stimme. 


    Breiten Raum (fast 50 A4-Seiten) räumt die Studie dem Begriff „Willkommenskultur“ ein, der vor 2014 von der Wirtschaft für die Ansiedlung der erwünschten qualifizierten Arbeitskräfte geprägt wurde, im Rahmen der „Flüchtlingskrise“ aber umgedeutet und ebenso penetrant wie inflationär von oben propagiert und verordnet wurde. Von 6.982 analysierten Texten vermittelten 83 Prozent eine „durchwegs positive, manche eine belobigende, viele eine einfordernde Haltung zum Narrativ Willkommenskultur“. Fazit (S. 137): „Dieser sich selbst begründende Euphemismus wurde in den Tageszeitungsberichten zu einer Art Zauberwort verklärt, mit dem freiwillig von den Bürgern zu erbringende Samariterdienste moralisch eingefordert werden konnten.“ Und weiter: „Wer Skepsis anmeldete, rückte in den Verdacht der Fremdenfeindlichkeit. Hier ist zu fragen, wie es dazu kam, dass das Narrativ des Flüchtlingsthemas eine solche auf Konformität gerichtete Meinungsmacht entfalten konnte.“ Wer wie ich unter einer Diktatur aufgewachsen ist, fragt sich das allerdings nicht, denn es sind die gleichen Mechanismen wie damals. 


    Im dritten Teil, „Die Dynamik der Großereignisse“, widmet sich die Studie der Reaktion der Medien auf bestimmte Ereignisse im Kontext der „Flüchtlingskrise“ und deren Reaktion auf kritische Stimmen. Am Beispiel der moralisierenden Polemik der Moderatorin Anja Reschke und des Echos darauf wird eine „tiefe Spaltung“ diagnostiziert, die seit Sommer 2015 das Meinungsklima präge. Zitat (S. 104): „Unsere Befunde lassen aber genauso die These zu, dass der Abbruch (des gesellschaftlichen Diskurses) von den meinungsführenden Medien befördert wurde – quasi stillschweigend, indem Menschen mit abweichenden Meinungen und Ängsten auch deshalb ausgegrenzt wurden, weil man sie zur dunklen Welt der Fremdenfeindlichen zählte.“ 


    Dafür befinden sich die Medien fest auf der Linie der Bundesregierung und kommentieren deren Handlungen fast ausnahmslos positiv. Zitat (S. 123): „Die Kommentatoren der vier Zeitungen vertreten unisono inhaltlich die von der Bundeskanzlerin eingeschlagene flüchtlingspolitische Linie. Sie konfirmieren auch deren politisches Handeln, beginnend mit der unkontrollierten Öffnung der Grenzen bis zur Sicherung der EU-Außengrenzen und dem Deal mit der Türkei.“ Weniger vornehm ausgedrückt: Die bundesdeutschen Leitmedien üben sich in Hofberichterstattung und agieren als propagandistisches Sprachrohr des Bundeskanzleramtes mit teils inzwischen längst widerlegten Behauptungen.  


    Weiter auf S. 123: „Die Kommentatoren belehrten die frustrierten beziehungsweise zweifelnden Bürger (Leser*innen), dass Deutschland Hunderttausende junger Flüchtlinge unter anderem als Maßnahme gegen die Überalterung der einheimischen Bevölkerung brauche.“ Dieser realitätsferne Unfug, der schon allein durch den Bildungsgrad und den Männerüberschuss dieser Klientel ad absurdum geführt wird, erinnert fatal an die hirnrissigen biologistischen Äußerungen von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble, der muslimische Zuwanderung als Mittel gegen Degeneration und Inzucht fördern möchte. 


    Erhellend ist auch das Zwischenfazit der Studie unter der Überschrift „Kein Interesse an den beteiligten Bürgern“ (S.130): „Es zeigt sich hier auf der strukturellen Ebene die Paradoxie, dass die Kommentatoren umso intensiver mit den bundespolitischen Wortführern interagierten, je handgreiflicher die Konflikte auf den Straßen deutscher Städte und Gemeinden tobten.“ Hier „keine erkennbare Diskursfunktion“ der Medien zu diagnostizieren, ist noch die freundlichste Deutung. 


    Der abschließende Teil der Studie steht unter der Überschrift: „Fazit – Diskussion – Deutungen“ und bringt einige Sachverhalte weniger akademisch auf den Punkt. So auch die inhaltliche Ausrichtung der Kommentare (S. 135): „Bis zum Spätherbst 2015 greift kaum ein Kommentar die Sorgen, Ängste und auch Widerstände eines wachsenden Teils der Bevölkerung auf. Wenn doch, dann in belehrendem oder (gegenüber ostdeutschen Regionen) auch verächtlichem Ton. So dienten die Kommentare grosso modo nicht dem Ziel, verschiedene Grundhaltungen zu erörtern, sondern dem, der eigenen Überzeugung beziehungsweise der regierungspolitischen Sicht Nachdruck zu verleihen.“ (!) Im Klartext: Der Medienmainstream interessiert sich nicht für die Befindlichkeiten der Bürger, sondern betreibt stattdessen Propaganda. 


    Dies trifft jedoch nicht nur auf die Leitmedien zu, sondern auch auf die Lokalpresse. Zitat (S. 137): „Die auf diesem Wege ermittelte Genese zeigt, dass die Lokal- und Regionalpresse erstens einer Sinn- und Zwecksetzung folgte, die zuerst von der Wirtschaft, dann von der Politik propagiert worden war. Sie ergab zweitens, dass die lokale Tagespresse die Nähe der Leitmedien zur politischen Elite mitmachte.“ Die freundlichste Interpretation ist, dass man einfach von den „Großen“ abschrieb, ohne sich Gedanken um den Inhalt zu machen, die wahrscheinlichere, dass auch auf lokaler Ebene der vorauseilende Gehorsam gegenüber den Regierenden das mediale Normativ ist. 


    Über die Folgen dieser Art von „Berichterstattung“ schreibt der Autor (S. 141): „Auf dieser Ebene verweisen die Ergebnisse (der Studie) auf gravierende Dysfunktionen des Informationsjournalismus als Teil der sogenannten Mainstreammedien. Diese Störungen haben sich so tief eingefressen, dass sie von Journalisten und einzelnen Redaktionen vermutlich für normal gehalten, das heißt nicht als solche wahrgenommen oder gar problematisiert werden.“ Im Klartext: Der bundesdeutsche Journalismus informiert nicht, sondern agitiert und hält das auch noch für vollkommen in Ordnung. 


    Die gesellschaftlichen Folgen sind durchaus dramatisch (S. 145): „Das Auseinanderdriften und die Ausweitung der zwei gegensätzlichen Auffassungen lassen sich als Indikator für die fortschreitende Segmentierung der Gesellschaft, in unserem Zusammenhang: für den Bruch im gesellschaftlichen Diskurs, lesen. Sie sind Indikator für den Trend, der die isolierten Kommunikationsinseln gebiert, weil er das vielleicht Wichtigste verhindert: diskursiv funktionierende Verständigungsprozesse, wie sie der Informationsjournalismus erbringen soll.“ Ein größeres Armutszeugnis, noch dazu von einem politisch Gleichgesinnten, kann man der bundesdeutschen Medienlandschaft kaum ausstellen. Weil Journalisten und Kommentatoren (im übrigen nicht nur bezüglich der Zuwanderungsproblematik) die Realität und die Sorgen und Nöte vieler Bürger ausblenden, stattdessen Regierungspropaganda betreiben und Andersdenkende diffamieren und ausgrenzen, suchen sich die so Gescholtenen andere Informationsquellen und Orte des Gedankenaustauschs, was zwangsläufig zur Glaubwürdigkeitskrise und sinkenden Auflagen führt. Wobei letzteres aus meiner Sicht eine positive Entwicklung darstellt... 
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 Der ewig Hundertprozentige 


    Beschreibung eines psychopathologischen Phänomens 


      


    Dieser Beitrag hat seinen Ursprung in einer Facebook-Diskussion über Russlanddeutsche, in der ein Teilnehmer sich darüber wunderte, dass nicht nur Kritiker, sondern auch und vor allem Zuwanderungsbefürworter Russlanddeutschen skeptisch bis feindselig gegenüberstehen. 
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